
3, Okt. issa

Für das N achschlagew erk! ja  
F ü r d ie  Sammlung! n e in
Pür d ie  F ach p resse ! ja

G e se tz : BGB § 394 

L e i t s ä tz e  :

I s t  in  einem T a r i f v e r t r a g  bestim m t, daß f ü r  jed en  K a le n d e r­
monat B esch ä ftig u n g sd au e r  im g le ic h e n  B e tr ie b  d er A r b e i t ­
nehmer e in en  Anspruch au f e in  Z w ö lf te l des J a h re s u r la u b s  
e rw irb t  und daß d e r  während des U rla u b s ja h re s  b e r e i t s  
gew ährte J a h re s u r la u b , sow eit e r  f ü r  d ie  dem U rlaub 
fo lg en d e n  Monate des U rla u b s ja h re s  gew ährt w ird , e in  
Vorschuß i s t ,  so v e r s tö ß t  d ie  w e ite re  Bestimmung des 
T a r i f v e r t r a g e s ,  d ie  den A rbeitnehm er f ü r  n äh e r b e z e ic h -  
n e te  K ü n d ig u n g sfä lle  zu r Rückzahlung des z u v ie l  e r h a l t e ­
nen U rlau b sg e ld es  v e r p f l i c h t e t  und den A rb e itg e b e r  zu r 
L ohneinbehaltung  b e r e c h t ig t ,  n ic h t  gegen § 394 BGB«.

A k ten ze ich en : 1 AZR 183/58
U r t e i l  des BAG vom 3« O ktober 1958 LAG K ie l
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AZR.18^/58 
Sa 256/57 Kiel
Verkündet 

i 3 o  Oktober 1958
i Z o Henkelrnami, 
lgestellte 
Ls Urkundsbeamter 
3r Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 3».Oktober 1958 durch die 
Bundesrichter Dr. Meier-Scherling, Br. Schröder und 
Y/ichmann sowie die Bundesarbeitsrichter Krell und 
Br. Kaulen für Recht erkannt?

Auf die Revision der Beklagten wird.das Urteil 
des landesarbeitsgerichts Kiel vom 18. März 1958
- 3 Sa 256/57 - aufgehoben.
Bie Berufung des Klägers gegen das Urteil.des 
Arbeitsgerichts Elmshorn vom 5. Bezember 1957
- Oa 698/57 - wird zurückgewiesen.
Bie Kosten des zweiten und dritten Rechtszuges 
trägt der Kläger.
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Tatbestands

Der Kläger war seit 195o im Betrieb der Beklagten als 
Schriftsetzer tätig, Am 2o, September 1957 kündigte er in 
der vorgesehenen Prist von zwei Wochen zum 4« Oktober 1957» 
Er hatte bis zu diesem Zeitpunkt bereits den vollen für 
eine Arbeitszeit von.zwölf Monaten berechneten Jahresurlaub 
für das Urlaubsjahr 1957 erhalten. Mit Rücksicht darauf, 
daß er nur neun Monate im Urlaubsjahr bei der Beklagten 
gearbeitet hatte, zahlte die Beklagte dem Kläger den letz­
ten Wochenlohn (62 Arbeitsstunden zu je 2,3o DM) in Höhe 
von 142,6o DM nicht voll aus, sondern nur in Höhe.von 
9o,85 DM und behielt ihn für 22 l/2 Stunden mit 51,75 DM 
ein als den rechnerisch unstreitigen Betrag desjenigen 
Teiles des Urlaubsentgeltes, der auf die für die drei 
Schlußmonate des Jahres bereits gev/ährten Urlaubstage ent­
fällt .

Die Beklagte beruft sich für den von ihr vorgenomme­
nen Abzug auf den für das Arbeitsverhältnis der Parteien 
maßgebenden Manteltarifvertrag (MTV) für das Graphische 
Gewerbe im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland vom 15«
Mai 1955« Dessen Urlaubsbestimmungen lauten wie folgt?

"1, Jeder Arbeitnehmer hat in jedem Kalenderjahr 
(Urlaubsjahr) bei 12-monatiger Beschäftigung 
unter Portzahlung des Lohnes einmal Anspruch 
auf Gewährung des vollen tariflichen Erho­
lungsurlaubs (Jahresurlaub) (1).

2. Pür jeden Kalendermonat Beschäftigungsdauer 
im gleichen Betrieb entsteht Anspruch auf 
ein Zwölftel des Urlaubs (2). Ein angefange­
ner Kalendermonat wird als voller gerechnet, 
wenn der Arbeitnehmer an mehr als der Hälfte 
der Arbeitstage dieses Kalendermonats im glei­
chen Betrieb gearbeitet hat (5).
Der Urlaubsanspruch kann erstmalig nach 6-mo—. 
natiger Beschäftigung im gleichen Betrieb gel­
tend gemacht werden, jedoch mit der Maßgabe, 
daß im Palle des Ausscheidens eines Arbeit­
nehmers vor Ablauf der 6 Monate der Anspruch 
auf den anteiligen Urlaub gemäß der Beschäf­
tigungsdauer besteht (3) (4)o"
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In den Durchführungsbestimmungen (Kommentar) zu diesen 
Urlaubsvorschriften heißt ess

"(l) Entsprechend seinem Erholungszweck ist der 
Urlaub zusammenhängend zu gewähren. Ausnah­
men hiervon sind nur mit Zustimmung des Ar­
beitnehmers zulässig.

(2) Diese Bestimmung soll nicht dazu führen, daß 
dem Arbeitnehmer im Kalenderjahr der Urlaub 
ratenweise gewährt wird, vielmehr soll der 
Arbeitnehmer im laufe des Kalenderjahres den 
ihm tariflich zustehenden Urlaub zusammenhän­
gend erhalten. Dies kann sich dahin auswirken, 
daß beim Ausscheiden des Arbeitnehmers im lau­
fe des Kalenderjahres er mehr Urlaub erhalten 
hat, als ihm bis dahin tariflich zustande In 
solchen Bällen gelten die ihm für die nach dem 
Ausscheiden liegenden Monate des Kalenderjah­
res gewährten Urlaubsanteile als Vorschuß.
Kündigt nach einem im Sinne des Abs. 1 zum 
Teil vorschußweise gewährten Urlaub im lau­
fe eines Kalenderjahres ein Arbeitnehmer, 
kann der Arbeitgeber diesen Vorschuß auf die 
Urlaubsbezahlung, soweit es die nach Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses liegende Zeit 
des Kalenderjahres betrifft, vom Arbeitnehmer 
zurückverlangen bzw. bei der letzten Lohnzah- 
lung einbehalten. Dies gilt nicht, wenn die 
Kündigung des Arbeitnehmers auf Verschulden 
des Arbeitgebers beruht, welches den Arbeit­
nehmer zur fristlosen Kündigung des Arbeits­
verhältnisses berechtigen würde. In diesem 
Palle ist der für das restliche Kalenderjahr 
gezahlte Vorschuß auf die Urlaubsbezahlung 
endgültig zugunsten des Arbeitnehmers verfal­
len.
Kündigt nach einem im Sinne des Abs. 1 zum 
Teil vorschußweise gewährten Urlaub im Lau­
fe eines Kalenderjahres der Arbeitgeber, ist 
der auf den restlichen Teil des Kalenderjah­
res entfallende Vorschuß auf die Urlaubsbe­
zahlung ebenfalls endgültig zugunsten des Ar­
beitnehmers verfallen. Letzteres gilt jedoch 
nicht, wenn die Kündigung des Arbeitgebers 
auf Verschulden des Arbeitnehmers beruht, wel­
ches den Arbeitgeber zur fristlosen Entlassung 
berechtigen würde. In diesem Palle kann der 
auf den restlichen Teil des Kalenderjahres 
entfallende Vorschuß auf die Urlaubsbezahlung 
seitens des Arbeitgebers zurückgefordert bzw. 
bei der letzten Lohnzahlung einbehalten wer­
den. "
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Der Kläger hält unter Hinv/eis auf die Entscheidung des 
Senats vom 9. Februar 1956 in 1 AZR 329/55 (BAG 2, 322) die- 
se Bestimmungen, soweit sie ihn zur Zurückzahlung zuviel ge- 
zahlten Urlaubsgeldes verpflichten und den Arbeitgeber be­
rechtigen, den Betrag zuviel gezahlten Urlaubsgeldes vom 
letzten lohn abzuziehen, für unwirksame Er verlangt mit 
der Klage Zahlung des von der Beklagten bei der letzten 
Lohnzahlung einbehaltenen Betrages von 51,75 DM.

Die Beklagte verweigert die Zahlung unter Hinweis auf 
die Unterschiede, die ihrer Ansicht nach zwischen dem in 
der Entscheidung vom 9« Februar 1956 angewendeten MTV für 
die Holzverarbeitende Industrie einerseits und dem hier an­
zuwendenden MTV für das Graphische Gewerbe andererseits be­
stehen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Lan­
desarbeitsgericht hat auf die Berufung des Klägers der Kla­
ge stattgegeben.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zuLelassenen Revision 
erstrebt die Beklagte die Wiederherstellung des arbeitsge­
richtlichen Urteils.

Entscheidungsgründe s

Mit dem Landesarbeitsgericht ist davon auszugehen, daß 
die unstreitig tarifvertraglich vereinbarten Durchführungs­
bestimmungen des MTV für das Graphische Gewerbe mit dem MTV 
selbst ein einheitliches Tarifvertragswerk bilden.

Dagegen kann dem Landesarbeitsgericht bei der Ausle­
gung dieses Tarifwerks nicht gefolgt werden. Das Landesar­
beitsgericht hat wesentliche Unterschiede, die zwischen die­
sem Tarifwerk einerseits und dem in 1 AZR 329/55 angewandten 
MTV für die Holzverarbeitende Industrie andererseits bestehen, 
nicht erkannt und hat demzufolge zu Unrecht Rechtsgrundsätze, 
die der Senat bei der Auslegung des MTV für die Holzverarbei­
tende Industrie aufge stellt hat, als auch für das hier anzu­
wendende Tarifwerk maßgebend erachtet.
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In dem Tarifvertragswerk für das Graphische Gewerbe 
ist im Gegensatz zu dem MTV für die Holzverarbeitende In­
dustrie die Urlaubszwölftelung bis zur letzten Konsequenz 
durchgeführt worden.

Für jeden Kalendermonat Eeschäftigungsdauer im glei­
chen Betrieb entsteht der Anspruch auf 1/12 des Urlaubs. 
Wenn dem Urlaubszweck entsprechend der gesamte Jahresur­
laub, auf den hiernach erst der Arbeitnehmer nach dem 15« 
Dezember des Urlaubsjahres Anspruch hat, schon im Laufe 
des Jahres zusammenhängend gewährt worden ist, so gilt der 
Jahresurlaub, soweit er für die nach dem Urlaub liegenden 
Monate des Urlaubsjahres gewährt worden ist, als Vorschuß. 
Aus der vom Landesarbeitsgericht angeführten Bestimmung, 
daß der Urlaubsanspruch erstmalig nach sechsmonatiger Be­
schäftigung geltend gemacht werden kann, folgt nichts Ge­
genteiliges. Diese Bestimmung betrifft lediglich die Warte­
zeit und besagt, daß vor Ablauf einer sechsmonatigen Be­
schäftigungsdauer (außer im Falle vorzeitigen Ausscheidens) 
überhaupt noch kein Urlaubsanspruch geltend gemacht werden 
kann. Der Arbeitnehmer hat also, wenn er im Sommer des Ur­
laubsjahres seinen vollen Jahresurlaub nimmt, damit etwas 
ihm Zustehendes nur insoweit erhalten, als der ihm gewähr­
te Urlaub den Monaten entspricht, die er bis zum Urlaub ab­
gedient hat. Hinsichtlich der Urlaubstage, die den späteren 
Monaten des Urlaubsjahres entsprechen, hat er den Urlaub 
aber lediglich vorschußweise erhalten. Hach dem MTV für 
die Holzverarbeitende Industrie hingegen, der in 1 AZR 
329/55 anzuwenden war, entstand der Anspruch auf den vol­
len Jahresurlaub bereits nach Ableistung einer sechsmona­
tigen Beschäftigungsdauer.

In dem hier maßgebenden MTV ist weiterhin bestimmt, 
daß der Arbeitnehmer nach seinem während des Urlaubsjahres 
erfolgten Ausscheiden denjenigen Teil des Urlaubsgeldes, 
der auf die Urlaubstage entfällt, die den nach Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses liegenden Monaten des Urlaubsjah- 
fes entsprechen, zurückzahlen muß. Diese Eückzahlungs-
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pflicht besteht dann nicht, wenn entweder der Arbeitneh­
mer wegen eines schuldhaften Verhaltens des Arbeitgebers 
gekündigt hat, das den Arbeitnehmer zur fristlosen Kündi­
gung des Arbeitsverhältnisoes berechtigen würde, oder wenn 
der Arbeitgeber gekündigt hat, es sei denn, daß dieser we­
gen eines schuldhaften Verhaltens des Arbeitnehmers zur 
fristlosen Kündigung berechtigt war.

Auch hierin liegt wieder ein erheblicher Unterschied 
gegenüber dem in 1 AZR 329/55 maßgebenden MTV für die Holz­
verarbeitende Industrie, in dem schlechthin an die Kündi­
gung des Arbeitnehmers und nur an diese, gleichgültig aus 
welchem Grunde sie erfolgt war, die Folge einer Rückzahlung 
von Urlaubsgeld geknüpft ist. Außerdem wirkt sich der oben 
geschilderte Unterschied auch hier aus. Denn während nach 
dem hier maßgebenden MTV für das Graphische Gewerbe der Ar­
beitnehmer, der im Sommer schon seinen vollen Jahresurlaub 
erhalten hat, damit eine ihm zum Teil noch gar nicht zu- 
stehende Leistung erhalten hat, hat nach dem in 1 AZR 
329/55 maßgebenden MTV für die Holzverarbeitende Industrie 
der Arbeitnehmer nach sechsmonatiger Arbeit im Urlaubsjahr 
bereits Anspruch auf den vollen Jahresurlaub.. Er hat also 
voll das ihm Zustehende bekommen. Das macht hinsichtlich 
der Rückzahlungsverpflichtung einen erheblichen Unterschied 
aus. Hach dem hier maßgebenden MTV hat der Arbeitnehmer 
dasjenige zurückzuzahlen, worauf er keinen Anspruch hatte» 
Hach dem in 1 AZR 329/55 maßgebenden MTV sollte er aber 
eine Leistung zurückvergüten, die ihm schon zustand, und 
zwar sollte er sie nur deshalb zurückvergüten, weil er 
(gleichgültig weshalb) gekündigt hatte.

Schließlich unterscheiden sich beide Tarifvertrags­
werke auch noch in der Art, wie sie die Rückforderung und 
das Recht der Lohneinbehaltung regeln. Während der MTV für 
die Holzverarbeitende Industrie die Fiktion aufstellt, daß 
das Urlaubsgeld, welches der Arbeitnehmer bereits als ihm 
zustehend empfangen hat und welches er nur wegen der von 
ihm ausgesprochenen Kündigung zurücksahlen soll, ein Lohn-
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Vorschuß sei, gibt der hier anzuwendende MTV für das Gra­
phische Gewerbe dem Arbeitgeber einen - gegebenenfalls bei 
der letzten Lohnzahlung zu verrechnenden - Anspruch auf Rück 
Zahlung zuviel gezahlten Urlaubsgeldes.

Diese erheblichen Unterschiede wirken sich in der 
rechtlichen Beurteilung aus.,Während der Senat in seiner 
Entscheidung vom 9» Februar 1956 die in Rede stehende Klau­
sel des MTV für die Holzverarbeitende Industrie für nich­
tig erachten mußte, ist die - scheinbar - ähnliche Klausel 
im MTV für das Graphische Gewerbe rechtsgültig.

Zunächst bestehen keine Bedenken gegen die konsequen­
te Urlaübszwölftelung, wie sie in dem hier maßgebenden Ta­
rifwerk vorgesehen ist. Der Betrieb der Beklagten befindet 
sic]', im Herrschaftsbereich des Schleswig-Holsteinischen 
Urlaubsgesetzes vom 29= November 1949, dessen Gültigkeit 
das Bundesverfassungsgericht durch Beschluß vom 22. April 
1958 festgestellt hat. Nach dem Schleswig-Holsteinischen 
Urlaubsgesetz beträgt der Mindesturlaub zwölf Tage im Jahr» 
Das gleiche bestimmt der hier anzuwendende Tarifvertrag.
Wenn der Tarifvertrag den vollen Jahresurlaub nur demjeni­
gen Arbeitnehmer zubilligt, der das ganze Jahr beim selben 
Arbeitgeber gearbeitet hat, so entspricht diese tarifliche 
Regelung den für das Eintrittsjahr in § 5 des Gesetzes 
getroffenen Bestimmungen. Für das Austrittsjahr sieht 
allerdings das Schleswig-Holsteinische Urlaubsgesetz die 
Zwölftelung nicht vor, so daß ein Arbeitnehmer, der schon 
im Vorjahr die Y/artefrö'sfc erfüllt hat, einen Anspruch auf 
vollen Jahresurlaub hat, auch wenn er im laufe des Ur­
laubsjahres ausscheidet. Daß in diesem Punkt der hier maß­
gebende MTV für den Arbeitnehmer ungünstiger als das 
Schleswig-Holsteinische Urlaubsgesetz ist, ist ohne Ein­
fluß auf seine Gültigkeit. Denn nach § 12 des Schleswig- 
Holsteinischen Urlaubsgesetzes kommen die Vorschriften der 
§§ 4 bis Io und damit des hier in Rede stehenden § 5 nur 
zur Anwendung, soweit nicht durch Gesetz, Tarifvertrag 
oder Betriebsvereinbarung etwas anderes - also nicht not-
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wendigerv/eise Günstigeres - bestimmt ist. Ist hiernach § 5 
des Schleswig-r-Holsteinischen Urlaubsgesetzes keine zwingen­
de Bestimmung, so greift auch § Io Ziff. 9 des MTV nicht 
Platz; dort ist bestimmt, daß gesetzliche Vorschriften, die 
eine für den Arbeitnehmer günstigere Regelung enthalten, nur 
dann den Vorzug gegenüber den tarifvertraglichen Bestimmun­
gen haben, wenn sie zwingender Natur sind. Auch § 618 BGB 
und Art. 2o GG, aus denen der Urlaubsanspruch, soweit eine 
besondere gesetzliche Urlaubsregelung fehlt, herzuleiten 
ist, steht einer Urlaubszwölftelung nicht entgegen. Im Ge­
genteil, die Zwölftelung ist eine sehr gerechte Urlaubsre­
gelung und entspricht dem Grundgedanken, daß der Urlaub der 
Erholung von geleisteter Arbeit für noch zu leistende Ar­
beit dient»

Auch gegen die weitere Bestimmung des MTV, daß der 
während des UrlaubsJahres auf Grund eigener Kündigung aus- 
scheidende Arbeitnehmer, der schon den vollen Jahresurlaub 
erhalten hat, denjenigen Teil des Urlaubsgeldes, der auf 
die vorschußweise gewährten Urlaubstage entfällt, zurück­
zahlen muß, bestehen keine durchgreifenden Bedenken. Ins­
besondere sind solche Bedenken nicht aus dem Wesen des Ur­
laubs herzuleiten. Zwar ist der Urlaubsanspruch ein ein­
heitlicher auf Gewährung von Preizeit und auf PortZahlung 
des Lohnes gerichteter Anspruch, und der Urlaub als sol­
cher, d.h. die dem Arbeitnehmer gewährte Preizeit, kann 
nicht zurückgewährt werden. Das schließt aber, wie der Se­
nat bereits in seinem Urteil vom'9* Pebruar 1956 ausge­
führt hat, eine vertragliche Vereinbarung oder tarifliche 
Regelung nicht aus, die den Arbeitnehmer bei seinem frei­
willigen, vor Beendigung des UrlaubsJahres erfolgten Aus­
scheiden zur Zahlung eines Betrages verpflichtet, der dem­
jenigen Teil des Urlaubsgeldes entspricht, den er bei Zu­
grundelegung einer vereinbarten Urlaübszwölftelung zuviel 
erhalten hat.

Wenn hiergegen eingewandt wird, daß der Anspruch auf 
Preizeitgewährung mit dem Anspruch auf Urlaubsgeld eine 
derart untrennbare Einheit bilde, daß auch, wenn die Prei­
zeit ganz oder teilweise zu Unrecht gewährt worden sei,
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eine Rückgewähr des Urlaubsgeldes als ausgeschlossen ange­
sehen werden müsse (vgl. Dersch in AP Nr. 1 zu § 394 BGB) , 
so kann dem nicht zugestimmt werden. Wenn grundsätzlich der 
Urlaubsanspruch auch einheitlich auf bezahlte Freizeit geht, 
so ist doch in einigen Ausnahmefällen eine Aufspaltung 
nicht zu vermeiden. So bleibt vom Urlaubsanspruch nur noch 
der Anspruch auf Urlaubsabgeltung übrig, wenn der Urlaub 
während des Urlaubsjahres bis zum Ausscheiden des Arbeit­
nehmers nicht gewährt worden ist. Dem entspricht der Rück­
förderungsanspruch, wenn bis zum Ausscheiden des Arbeitneh­
mers schon zuviel Urlaub gewährt worden ist. Daß bei einer 
Zuvielgewährung von Urlaub noch ein Ausgleich erfolgen muß, 
ergibt sich besonders deutlich, wenn man sich den Fall ver­
gegenwärtigt, daß der Arbeitgeber auf Grund eines vorläufig 
vollstreckbaren Urteils dem Arbeitnehmer strittige Urlaubs­
tage gewährt hat, dieses Urteil dann aber später vom Beru- 
fungs- oder Revisionsgericht unter Abweisung der Klage auf­
gehoben worden ist. Dann muß der Arbeitgeber seinen in 
§ 717 Abs. 2 und 3 ZPO geregelten Anspruch durchsetzen kön­
nen. In § 8 des Schleswig-Holsteinischen Urlaubsgesetzes 
ist ein ähnlicher Fall geregelt. Wenn hier bestimmt ist, 
daß der Arbeitnehmer, der während des Urlaubs anderweit 
gegen Entgelt arbeitet, insoweit seinen Anspruch auf die 
- gemäß § 7 Abs. 2 im voraus zahlbare - Urlaubsvergütung 
verliert, so kann diese Bestimmung praktisch nur dadurch 
verwirklicht werden, daß der Arbeitgeber., wenn er das Ur­
laubsentgelt gezahlt und nachträglich von der Urlaubsarbeit 
seines Arbeitnehmers erfahren hat, einen Anspruch auf Rück­
gewähr dieses Urlaubsgeldes erwirbt. Alle derartigen Be­
stimmungen widersprechen nicht dem Wesen des Urlaubs, son­
dern sollen gerade bezwecken, daß der Urlaub tatsächlich 
der Erholung von geleisteter für noch zu leistende Arbeit 
dient.

Die Bedenken, die den Senat in seinem Urteil vom 
9. Februar 1996 in 1 AZR 329/55 veranlaßt haben, die Rich­
tigkeit der Einbehaltungsklausel anzunehmen, bestehen hier
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nicht» In dem dort entschiedenen Pall hatte der Arbeit­
nehmer bereits nach sechsmonatiger Beschäftigungsdauer 
Anspruch auf den vollen Jahresurlaub» Br hatte also genau 
das an Urlaub bekommen, worauf er bereits einen fälligen 
Anspruch hatte. Er sollte dort nicht etwa etwas zurückzah­
len, was er ohne Rechtsgrund bekommen hatte, sondern er 
sollte nur für den Pall seiner Kündigung mit der Verpflich­
tung zur Rückzahlung eines Betrages belastet werden, den er 
zu Unrecht empfangen hatte. Es war also einseitig die Kün­
digung des Arbeitnehmers mit wirtschaftlichen Nachteilen 
für ihn verbunden.

Nach dem hier maßgebenden MTV ist die Rechtslage da­
gegen eine völlig andere. Hier hat der Arbeitnehmer auch 
nach Ablauf von sechs Monaten des Urlaubsjahres noch kei­
nen Anspruch auf vollen Jahresurlaub. Das Tarifvertrags­
werk sagt ausdrücklich, daß er nur Anspruch auf diejenigen 
Urlaubstage hat, die den bereits abgedienten Monaten des 
Urlaubsjahres entsprechen. Soweit er schon für die auf den 
Urlaub folgenden Monate Urlaub bekommen hat, ist ihm die­
ser Urlaub, wie der MTV und seine Durchführungsbestimmungen 
besonders hervorheben, nur vorschußweise gewährt worden, 
und zwar vorschußweise als Freizeit und vorschußweise als 
Lohn. Nach dem MTV für das Gx-aphische Gewerbe soll also 
der Arbeitnehmer im Falle seiner Kündigung nur das zurück­
zahlen, worauf er noch keinen Anspruch hatte und was ihm 
nur in der Erwartung einer Jahresarbeitsleistung für den 
betreffenden Arbeitgeber bereits gewährt worden war» Hier­
in liegt keine einseitige Belastung des Arbeitnehmers für 
den Fall seiner Kündigung. Jeder Arbeitnehmer muß damit 
rechnen, daß er im Falle seiner Kündigung Vorschüsse, die 
er bis zu seinem Ausscheiden noch nicht abgearbeitet hat, 
im Augenblick seines Ausscheidens surückzahlen muß. Darin 
liegt noch keine Erschwerung seiner Kündigung. Eine solche 
liegt erst dann vor, wenn er wie in 1 AZR 329/55 für den 
Fall seiner Kündigung etwas zurückzahlen muß, was er mit 
Recht empfangen hatte»
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Auch stellt es der MTV für das Graphische Gewerbe 
nicht einseitig auf die Kündigung des Arbeitnehmers ab 
wie der MTV für die Holzverarbeitende Industrie. Vielmehr 
bringt nach dem MTV für das Graphische Gewerbe auch dem 
Arbeitgeber die während des Urlaubsjahres erfolgende Kündi­
gung Nachteile, wenn der Urlaub schon voll gewährt war.
Dann verliert der Arbeitgeber seinen Rückforderungsanspruchs, 
es sei denn, daß er wegen schuldhaften Verhaltens des Ar­
beitnehmers einen Grund zur fristlosen Kündigung gehabt hat. 
Es mag sein, daß für den Arbeitgeber diese Belastung nicht 
so stark zu Buche schlägt. Immerhin ist sie vorgesehen. Auch 
ist nicht schlechthin darauf abgestellt, wer die Kündigung 
ausspricht, sondern der MTV hat eine sowohl das Verschulden 
de3 Arbeitgebers wie das des Arbeitnehmers berücksichtigende 
Lösung gefunden.

Einen Verstoß gegen Artikel 12 GG stellt diese Lösung 
nicht dar. Lie freie Wahl des Arbeitsplatzes ist nicht da­
durch behindert, daß die Aufkündigung des bisherigen Ar­
beitsplatzes durch den Arbeitnehmer gewisse Nachteile mit 
sich bringt, wie etwa die Fälligkeit eines vom Arbeitgeber 
gewährten Darlehens, den Ausschluß von einer Gratifikation, 
das Ausscheiden aus der betrieblichen Ruhegeldversorgung 
und endlich auch die Verpflichtung zur Rückzahlung zuviel 
erhaltenen Urlaubsentgeltes. Die Bestimmung des Artikel 12 
GG muß, wie der Zweite Senat in seinem zur Veröffentlichung 
bestimmten Urteil vom 3o. September 1958 in 2 AZR 2oo/55 
hervorgehoben hat, im Rahmen der in Artikel 2 GG veranker­
ten Vertragsfreiheit gesehen werden.

Schließlich sind auch aus § 394 BGB Bedenken gegen die 
in Rede stehende Tarifklausel nicht herzuleiten0 Die in 
1 AZR 329/55 angeotellten Erwägungen greifen hier nicht 
Platz. Im MTV für die Holzverarbeitende Industrie war eine 
gegen § 394 BGB verstoßende Fiktion enthalten. Denn der Ar­
beitnehmer hatte nach sechsmonatiger Beschäftigung im Ur­
laubsjahr bereits einen Anspruch auf den vollen Jahresurlaub 
erworben. Er hatte also das ihm Zustehende und nicht etwa
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einen Vorschuß erhaltene Die Folge der von ihm ausgespro­
chenen Kündigung sollte nun sein, daß das, was er zu Hecht 
erhalten hatte, nachträglich als ein lohnvorschuß und da­
her mit dem Verrechnungsvorrecht des Lohnvorschusses ver­
bunden angesehen werden sollte„ Nach dem hier maßgebenden 
MTV dagegen erwirbt der Arbeitnehmer erst am Ende des Jahres 
den Anspruch auf den vollen Jahresurlaub. Wird ihm vorher 
voller Urlaub gewährt, so erwirbt er damit nur hinsichtlich 
derjenigen Tage, die den vor dem Urlaub liegenden Monaten 
entsprechen, das ihm bereits Zustehende, im übrigen dagegen 
einen Vorschuß. Soweit die ihm gewährten Urlaubstage auf 
die dem Urlaub folgenden Monate des Urlaubsjahres entfal­
len, ist ihm deshalb die Freizeit wie auch das Entgelt für 
diese als Vorschuß gewährt worden. Bleibt der Arbeitnehmer 
bis zum Ende des Urlaubsjahres beim bisherigen Arbeitgeber 
in Arbeit, so wird mit diesem Vorschuß der Anspruch erfüllt, 
der dem Arbeitnehmer auf Grund seiner Arbeit in den Schluß­
monaten des Jahres auf weitere Urlaubsgewährung entsteht, 
ähnlich wie mit einem Lohnvorschuß der später fällig wer­
dende Lohnanspruch erfüllt wird. Wenn aber infolge der 
freiwilligen Kündigung des Arbeitnehmers feststeht, daß 
ein weiterer Urlaubsanspruch, auf den er bereits vorschuß­
weise Freizeit und Entgelt erhalten hatte, nicht mehr ent­
steht, so kann der gewährte Vorschuß nicht mehr der Er­
füllung dienen. Vielmehr behält das Entgelt, das der 
Arbeitnehmer für die vorschußweise gewährte Freizeit 
erhalten hat, seinen Charakter als Vorschuß und kann bei 
der letzten Lohnzahlung wie ein Lohnvorschuß verrechnet 
werden. Das ist dann keine Aufrechnung mit einer Gegen­
forderung, sondern eine durch § 394 BGB nicht berührte 
Verrechnung mit einem Vorschuß.

Es bedurfte daher keines Eingehens auf die Frage, ob 
in Fortentwicklung der Hechtsprechung des Reichsarbeits- 
gerichts (vgl. ARS 6, 22 und 45) der Beklagten die Einrede 
der Arglist gegen eine Berufung des Klägers auf § 394 BGB
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zur Seite gestanden hätte oder oh auf eine Aufrechnung mit 
Ansprüchen der.vorliegenden Art § 394 BGB sinngemäß nicht 
anzuwenden ist0

Da somit das Arbeitsgericht die Klage zu Recht abge- 
wicsen hat, mußte auf die Revision der Beklagten die Be­
rufung des Klägers gegen das arbeitsgerichtliche Urteil 
zurückgewiesen werden,,

gezo Dr„ Meier-Scherling Br„Schröder Wichmann

Otto Krell Dr„ Kaulen
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